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    1 Einleitung


     


    Ziel dieser wissenschaftlichen Arbeit ist es eine analytisch-deskriptive Anschauung des Länderfinanzausgleichs wie er derzeit besteht. Aus der kritischen Analyse soll eine Reform hervor gehen die gemeinnützig, produktiv und umsetzbar ist. Des Weiteren soll eine Reform für das Jahr 2020 für alle Beteiligten möglichst zufriedenstellend sein. Fraglich ist ob sie vertretbar ist aber auch die gewünschten Ergebnisse liefert, oder liefern kann. Um eine geeignete Reform zu präsentieren wird zunächst die aktuelle Gesetzgebung dargestellt, anschließend die Wirkung und Ziele des LFA erläutert. Folglich wird der LFA beschrieben wie er derzeit besteht und welche ökonomischen Anreize er schafft. Da es Sinngemäß in dieser Arbeit darum geht eine geeignete Reform zu präsentieren wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass in dieser Arbeit nicht die Probleme des Finanzausgleichs bis ins kleinste Detail diskutiert werden. Viel mehr werden Lösungsvorschläge gesucht wie man eine Verbesserung für alle Beteiligten (Bund, Länder, Gemeinden und auch Bürger) herbeiführen kann.


     


    Worum geht es in dieser Arbeit konkret? Nach der Föderalismuskommission II sollte die Föderalismuskommission III kommen, um den zukünftigen Herausforderungen im Föderalismus gewachsen zu sein. Die politischen Diskussionen darüber fanden ab circa 2012 statt, allerdings nahm der Koalitionsvertrag der Regierung von 2013 diesbezüglich keine Stellung. Das Kernproblem der öffentlichen Finanzen ist, dass sämtliche Finanzbeziehungen zw. Bund, Ländern und Gemeinden mit Auslaufen des Solidarpakts II zum 31.12.2019 enden. Mit Auslaufen des Solidarpakts II sollte die deutsche Einheit wirtschaftlich geeint sein. Auch wenn die deutsche Einheit kulturell und sozial weitgehend verwachsen ist, zeigt sich in den öffentlichen Gebietskörperschaften noch eine weite Spreizung zw. West und Ost. Die Vielfalt und Einigkeit lässt sich nicht mehr in der Ausprägung Ost und West unterscheiden. Zu den strukturellen Finanzunterschieden kommen noch hinzu, dass die Länder (alle BL) ab dem 01.01.2020 ausgeglichene Haushalte vorweisen müssen. Während sich die Länder und Gemeinden immer größeren Aufgaben stellen müssen wie: demografischer Wandel, marode Infrastrukturen, Urbanisierung, wachsenden Versorgungslasten und durch Kriege und Verfolgung ausgelöste Völkerwanderungen. Demnach ist der Aufgabenkatalog prall gefüllt, die derzeitige föderale Finanzpolitik aber nicht flexibel genug, um diese Aufgaben zukünftig und langfristig zu stemmen. Die schwierigen Aufgaben die zu meistern sind und sein werden, geben Anlass zu konstruktiven Diskussionen wie die finanziellen Sorgen der Zukunft gestemmt werden sollen.[1]


     


    Der LFA bildet bei den finanziellen Aspekten einen wesentlichen Eckpfeiler für die BL und Gemeinden. Die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse die im Grundgesetz festgeschrieben ist, stehen Einigkeit und Vielfalt gegenüber, sollen aber den Leistungsbedürfnissen der jeweiligen Einwohner gerecht werden. Eine solide Finanzausstattung der Gebietskörperschaften zur Erbringung dieser Leistungen ist das Fundament eines jeden Handelns. Eine geeignete Sanierung des Bundesfinanzausgleichs für das Jahr 2020 wird folglich im Kapitel 9 festgehalten. In der Literatur, den Medien und von Politikern sind verschiedene Begriffe des Länderfinanzausgleichs gebräuchlich, deshalb wird an dieser Stelle vorweggenommen, dass der Begriff bewusst oder unbewusst irreführend ist. Beim Länderfinanzausgleich handelt es sich um ein vier stufiges Verteilungssystem, dass vertikale und horizontale Komponenten beinhaltet. Mit vertikalen Beziehung meint man den Finanztransfer zwischen höher gestellten Staatsebenen zu niedriger gestellten Staatsebenen oder anders herum (Bund zu Land). Unter horizontalen Transfer bezeichnet man Geldleistungen zwischen gleichgestellten Staatsebenen (Land zu Land).


     


    Gebräuchliche Begriffe für den horizontalen Länderfinanzausgleich sind: Länderfinanzausgleich, Länderfinanzausgleich i.e.S., zwischenstaatlicher Finanzausgleich, Finanzausgleich im engeren Sinne, horizontaler Finanzausgleich aus Mitteln der Länder u.v.w..[2]


     


    Daher gestaltet es sich manchmal schwer zu unterscheiden was genau gemeint ist. Hingegen werden für den gesamten Länderfinanzausgleich (alle vier Stufen) viele Synonyme verwendet, wie: Länderfinanzausgleich, Finanzausgleich, Finanzausgleich i.w.S., Finanzausgleich im weiteren Sinne, u.v.m. In dieser Arbeit werden die Abkürzungen LFA (Länderfinanzausgleich) und FA (Finanzausgleich) als Synonyme verwendet und bezeichnen das komplette System des Länderfinanzausgleichs (alle vier Stufen). Für die horizontalen Länderfinanzbeziehungen wird strikt LFA i.e.S. oder FA i.e.S. verwendet.


     

  


  
    2 Föderalismus


     


    Der Begriff Föderalismus ist sehr stark mit dem Begriff des Bundesstaates verknüpft. Zum einen gibt es den Staatenbund und zum anderen den Einheitsstaat. Der BS der BRD versucht dabei die Spannungen von Einheit und Vielfalt produktiv zu vereinen. Dadurch ist das staatliche Territorial auf zwei politische Ebenen, nämlich dem Bund und den BL gegliedert, Gemeinden gehören dabei den BL an. Für einen BS werden grundsätzlich zwei Argumente erwähnt. Zum einen die Erschaffung von Gliedstaaten um regionale Unterschiede hervor zu heben wie ethnischer, sprachlicher, kultureller oder religiöser Art. In der BRD werden die Gliedstaaten, BL oder Länder genannt. Zum anderen erlaubt ein BS gleichermaßen aus finanziellen, sicherheits- und außenpolitischen Aspekten einen Zentralstaat zu kreieren und damit geht eine höhere Integration im Verbund einher. Ein anderer Beweggrund einer Föderation ist die Machtteilung im Sinne der Freiheitssicherung. Mit einem solchen Verbundsystem geht eine vertikale Gewaltenteilung einher. Im Vordergrund in einem solchen Verbundsystem ist die Integration unter Beachtung der heterogenen und regionalen Merkmale und Belange. Weniger häufige Gründe für eine Föderation sind: größere Experimentiermöglichkeiten, vermehrte Partizipationschancen für Unternehmungen, Organisationen aber auch für einzelne Einwohner. Auch besitzt ein BS die Möglichkeit Problem- und Protestdruck auf die unterschiedlichen Ebenen zu verteilen. Außerdem bietet ein föderalistischer BS viele Gestaltungsmöglichkeiten (konföderaler BS oder unitarischer BS). Die Verfassung wie sie in der BRD existiert, ist dabei nur die normative Vorgabe des politischen Systems. Hinzu kommt noch die tatsächliche Entwicklung in Bezug auf Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Daraus erschließt sich letztendlich wie dynamisch ein BS zwischen den Kräften und Mächten agieren kann und prägen das Bild des föderalistischen BS. Seltenere Meinungen sind, das der BS „nur“ eine Zwischenstation zum Einheitsstaat sei, jedoch zeigen Beobachtungen und internationale Erfahrungen, dass dies keine Notwendigkeit ist.[3]


     


    Die BRD ist als ein kooperativer föderalistischer Staat, in dem jede bundesstaatliche Ebene andere und eigene Interessen aufweist. Diese Interessen gilt es auf politischer Ebene gleichwertig zu respektieren, anzuerkennen und zu achten, um eine für alle Beteiligten gute Lösung zu präsentieren. Daher werden in regelmäßigen Abständen Grundsatzdiskussionen über die Neuerung des föderalen Finanzsystems geführt. Vorne weg wird oftmals von Ökonomen Wettbewerbsföderalismus gefordert. Allerdings ist diese Forderung gegensätzlich zum aktuellen Status – Quo des LFA, nicht nur zuletzt wegen der „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ die im GG verankert sind, sondern auch dem Sinn des LFA. Der Sinn des LFA ist einzig und allein finanzschwache BL mit ihren Gemeinden in die Lage zu versetzen ihre verfassungsmäßigen Aufgaben zu erfüllen, damit sie ein gleiches Maß an öffentlichen Gütern bereitstellen können wie finanzstarke Länder, um eine Schräglage der Vermögensverteilung entgegenzuwirken. Darüber hinaus bedarf nicht nur eine bestimmte Stufe eine Reform, sondern vielmehr müssen die vertikalen Finanzverteilungen geprüft werden und auch hier nach Möglichkeit eine Neuerung eintreten. Daher muss auch dieser Aspekt durchaus politisch sowie wissenschaftlich diskutiert werden ob es sinnvoll ist den kooperativen Föderalismus zu verlassen hin zum Wettbewerbsföderalismus.[4]


     


    Primäres Zeichen für ein föderalistisches System ist die Verteilung von Aufgaben, Ausgaben, und Einnahmen zwischen den einzelnen Staatsebenen, wie sie im GG festgeschrieben sind. Durch diese Verteilung soll die dezentrale Entscheidungsmacht sichergestellt werden. Somit kann gewährleistet werden, dass die regionalen Belange bestmöglich realisiert werden.[5]


     


    Nur wenn eine Verbesserung der finanziellen Lage der finanzschwachen Länder und Gemeinden durch eine grundsätzliche Reform resultiert, ist diese auch gerechtfertigt. Geht es allerdings darum finanzstarke Länder weniger zu belasten und finanzschwache Länder mehr in die Verantwortung zu nehmen und somit in die Ecke zu drängen, ist dies kein Argument den kooperativen Föderalismus zu verlassen oder eine Reform auf dem Weg zu bringen, um im Nachhinein festzustellen dass sämtliche BL marode geworden sind. Noch dazu kommt erstens, dass der kooperative Föderalismus durch den Art. 72 GG „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ bestätigt wird und zweitens: Die BL kaum bis gar keinen Einfluss auf die Gestaltung steuerlicher Aspekte haben. Die ertragsstärksten Einnahmen werden nach dem Verbundsystem verteilt und nur kleine und wenig prägnante Steuern werden durch die Gemeinden und Bundesländer in der Höhe selbst bestimmt. Daraus könnte man schlussfolgern, dass es politisch nicht gewünscht ist Wettbewerb unter den BL zuzulassen.
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